Beschluss

ord. Bezirksparteitag am 14. März 2009 in Frankenthal

Betreff:
Energie sparen
In Anbetrachtknapper Ressourcen der wertvollen Energieträger sollte dem Thema Energiesparen eine noch größere und bedeutendere Rolle zukommen. Viele Gebäude der der öffentlichen Hand und von Privathaushalten sind vor 1990 mit entsprechend geringen oder veralteten Wärmeschutzstandards gebaut. Daher ist es sinnvoll, im Rahmen notwendiger Sanierungen auch darauf zu achten, dass Maßnahmen zur Wärmedämmung ergriffen werden, um die Wärmeemission zu reduzieren und somit Energie einzusparen. 

Neben der Altbausanierung unter energetischen Gesichtspunkten fordern die Liberalen – sofern vom jeweiligen Bauherren nicht eh schon umgesetzt – auch bei Neubauten auf den späteren Energieverbrauch zu achten. So sollte nach Auffassung der Liberalen auch der Bau von „Passiv-Häusern“ dort wo es technisch und ökonomisch sinnvoll ist, verstärkt umgesetzt werden. Neben der Tatsache, dass jeder Haus- oder Wohnungsbesitzer durch energiesparende Maßnahme seine künftigen Energiekosten deutlich senken kann, geht mit diesem Thema noch einen weiteren ökonomischen Vorteil einher: Insbesondere für die regionalen Handwerksunternehmen erschließ sich ein neuer Markt. Angefangen beim Dachdecker (Dachdämmung, Montage der Solarmodule etc.), über den Heizungsinstallateur, dem Fensterinstallateur bis hin zur Dämmung und Verputz der Hausfassade entstehen neue Betätigungsfelder.
Aber auch die Reduzierung der Feinstaubbelastung ist ein wichtiges umweltpolitisches Ziel, welches die FDP verfolgt. Nach Auskunft des Bundesumweltministeriums resultieren ca. 13,3% aus dem Betrieb von privaten Heiz- und Kleinfeuerungsanlagen.

Da der Feinstaub dieser Emittenten bodennah erfolgt, hat er erhebliche Auswirkungen auf die örtliche Belastung. 

1.
Der Parteitag spricht sich für dafür aus, dass im Rahmen von Gebäudesanierungen und Neubauten im öffentlichen Sektor und bei Privathaushalten verstärkt Maßnahmen zur Wärmedämmung mit dem Ziel der Energieeinsparung durchgeführt werden.

2.
Ferner soll zugleich der Einsatz regenerativer Energien (Erdwärme, Photovoltaik, Biomasse etc.), dort wo technisch möglich und ökonomisch sinnvoll, erhöht werden.

3.
Gerade im Bereich der höchsten Feinstaubbelastung in den Innenstädten, gibt es noch sehr viele alte Heiz- und Kleinfeuerungsanlagen, die einen vergleichsweise hohen Feinstaubausstoß haben. Für die Erneuerung alter Heizungsanlagen soll deshalb ein finanzieller Anreiz gegeben werden, damit Privathaushalte ihre alten Anlagen durch moderne ersetzen. 

4.
Lokale Fernwärmenetze können den erforderlichen Wärmebedarf ökonomischer und mit geringeren Emissionen erzeugen als einzelne Hausheizanlegen. Deshalb soll dort wo es technisch möglich und ökonomisch sinnvoll die Fernwärme verstärkt ausgebaut werden, da dadurch eine Vielzahl kleinerer Heizanlagen eingespart und damit deren Schadstoffausstoß auf null reduziert werden kann. Idealerweise sollten die Heizanlagen der Fernwärmenetze mit Kraft-Wärme-Kopplung betrieben werden.
5.
Die Schaffung von Umweltzonen wird abgelehnt, da viele Beispiele zeigen (bspw. Frankfurt a.M.), dass diese bisher zu keiner Verbesserung der Feinstaubwerte geführt haben. Innerstädtisches Gewerbe und viele Bürger werden durch Umweltzonen, die damit verbundene höhere Bürokratie und höhere Kosten allerdings erheblich belastet und behindert. Einige Gewerbetreibende haben große Probleme ihren wirtschaftlichen Tätigkeiten in der Innenstadt noch nachgehen zu können.
6.
Durch Änderung und Ergänzung des Planungsrechtes werden die Träger der Flächennutzungsplanung verpflichtet, als ergänzenden Planungsteil analog dem Grünplan für den jeweiligen Bereich ein Energiespar- und Klimaschutzkonzept aufzustellen. Für die einzelnen Ortsbereiche sind Teilpläne aufzustellen. Für die Zielbildung sind die Zielvorgaben und Grundsätze des LEP 4 einschließlich der von den Planungsgemeinschaften für das jeweilige Gesamtgebiet definierten Vorgaben.

7.
Die in den Punkten 1-6 genannten Maßnahmen zur Energieeinsparung und zur Feinstaubreduzierung dürfen nicht durch entsprechende Verbote erreicht werden. Die Liberalen setzen sich dafür ein, dass insbesondere für Privathaushalte Anreize gesetzt werden und künftig entsprechende Maßnahmen gezielter gefördert werden.
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